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Anregungen zur 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 77 „Meigermühle“ 

Beteiligung gem. § 3 (1) i.V.m. § 4 (1) BauGB 

 

 

ANREGUNGEN DER ÖFFENTLICHKEIT: 

  Anregungen Abwägung Beschlussvor- 
schlag 

- - - - - 

ANREGUNGEN DER NACHBARGEMEINDEN: 

  Anregungen Abwägung Beschlussvor- 
schlag 

- - - - - 

ANREGUNGEN DER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE: 

  Anregungen Abwägung Beschlussvor- 
schlag 

T1. Aggerverband mit 
Schreiben vom 
13.10.2021 

Es wird aus Sicht der Abwasserbe-
handlung mitgeteilt, dass das Plange-
biet nicht komplett im Netzplan der 
Kläranlage Donrath enthalten ist. Da 
im Trennsystem entwässert wird be-
stehen wegen Geringfügigkeit keine 
Bedenken. Das Plangebiet muss bei 
der nächsten Netzplan-Überarbeitung 
mit eingepflegt werden. 

Kein Erfordernis Kenntnisnahme 
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Aus Sicht des Bereiches Gewässerun-
terhaltung und –entwicklung teile ich 
Ihnen nachfolgend mit: 
 
Innerhalb des Änderungsbereiches 
befindet sich kein Gewässer, eine Be-
troffenheit des Bereiches Fließgewäs-
ser des Aggerverbandes ist somit 
eventuell nur indirekt, im Zusammen-
hang mit der geplanten Nieder-
schlagswasserbeseitigung gegeben. 
 
Allgemeiner Hinweis zur zukünftigen 
Niederschlagsentwässerung: 
Durch die geplante bauliche Verdich-
tung und weitere Versiegelung von 
Flächen in dem Plangebiet ergeben 
sich ggf. Änderungen bei der Nieder-
schlagswasserbeseitigung. 
 
In Abhängigkeit der gegebenen hydro-
geologischen Verhältnisse ist der Ver-
sickerung von Niederschlagswässern 
vor Ort gegenüber der punktuellen 
Einleitung in ein Gewässer unbedingt 
Vorrang einzuräumen. 
 
Es ist zu beachten, dass bei Einleitung 
zusätzlicher Niederschlagswässer 
über die bestehende Regenwasserka-
nalisation in ein Oberflächengewässer 



Anregungen zur frühzeitigen Beteiligung in der Zeit vom 06.10.2021 – 03.11.2021        3 

 

ggf. bestehende Einleitungserlaub-
nisse über ein einschlägiges Wasser-
rechtsverfahren anzupassen 
sind, wobei sich zulässige Einleitungs-
mengen an den Anforderungen des 
Merkblattes BWK M 3/ M 7 orientieren 
sollten. Letzteres gilt auch für den 
Neubau von Entwässerungssyste-
men. 
 
Wenn Sie Fragen haben oder weitere 
Informationen benötigen, dann errei-
chen Sie Herrn Gorres (Abwasserbe-
handlung) unter der Telefon-Nr. 
02261/361160 oder Frau Funk (Fließ-
gewässer) unter der Telefon-Nr. 
02261/361142. 
 

T2. Bezirksregierung 
Arnsberg mit Schrei-
ben vom 21.10.2021 

Die vorbezeichnete Planmaßnahme 
befindet sich über dem auf Schwefel-
kies, Eisen- und Kupfererz verliehe-
nen, inzwischen erloschenen Berg-
werksfeld „Göthe“. Die letzte Eigentü-
merin dieses Bergwerksfeldes ist nach 
meinen Erkenntnissen nicht mehr er-
reichbar. Eine entsprechende 
Rechtsnachfolgerin ist hier nicht be-
kannt. Ausweislich der derzeit hier 
vorliegenden Unterlagen ist im Be-
reich des Planvorhabens kein Abbau 
von Mineralien dokumentiert. Jedoch 
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befinden sich im Umfeld des Planvor-
habens mehrere Fundstollen. 
 
Es kann daher nicht mit letzter Sicher-
heit ausgeschlossen werden, dass im 
Bereich der Planmaßnahme möglich-
erweise auch widerrechtlicher 
Bergbau durch Dritte oder Bergbau 
vor Anlegung zeichnerischer Unterla-
gen (sog. „Uraltbergbau“) in einem 
heute noch einwirkungsrelevanten Be-
reich geführt wurde. Die Frage, ob der-
artiger Bergbau dort geführt worden 
ist, lässt sich erst nach Durchführung 
entsprechender Erkundungsmaßnah-
men (z. B. Bohrungen, geophysikali-
sche Untersuchungen) 
abschließend beantworten. 
Diesbezüglich sollte im Bereich der 
Planmaßnahme auf altbergbauliche 
Hinweise geachtet werden. Hierbei 
kann es sich um atypische Bewe-
gungsbilder der Tagesoberfläche oder 
von Baukörpern handeln, die geotech-
nisch, gründungstechnisch oder bau-
physikalisch nicht erklärbar sind. Sol-
che atypischen Bewegungsbilder do-
kumentieren sich in Form von Rissbil-
dungen in Gebäuden oder in Form von 
(regelmäßig wiederkehrenden) 

 
 
Ein entsprechender Hinweis wird in den 
Textteil des Bebauungsplanes aufge-
nommen. 
Im Rahmen der Baugrunduntersuchung 
(„Geotechnischer Bericht Baugrundgut-
achten gemäß DIN 4020 zum Bauvor-
haben „Erweiterung Seniorenheim 
Meigermühle GmbH”, durchgeführt 
vom Geotechnischen Büro Dr. Leisch-
ner GmbH, 22.11.2021), bei der Ramm-
kernsondierungen mit einer Tiefe von 4 
m durchgeführt wurden, wurden keine 
Hinweise auf Bergbau gefunden.  
 

 
 
Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 
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Absenkungen (Einbrüchen) und Riss-
bildungen der befestigten und unbe-
festigten Tagesoberfläche. Aber auch 
im Winter schnee und eisfreie „Fle-
cken“ an der Tagesoberfläche oder im 
Sommer kleinräumig begrenzte Vege-
tationsstörungen etc. können Hin-
weise auf das Vorhandensein von 
Grubenbauen im heute noch einwir-
kungsrelevanten Bereich sein. Beim 
Vorhandensein solcher Hinweise 
sollte dringend ein Sachverständiger 
eingeschaltet werden. 
 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen jeder-
zeit gerne zur Verfügung. 
 
Bearbeitungshinweis: 
Diese Stellungnahme wurde bezüglich 
der bergbaulichen Verhältnisse auf 
Grundlage des aktuellen Kenntnis-
standes erarbeitet. Die Bezirksregie-
rung Arnsberg hat die zugrunde lie-
genden Daten mit der zur Erfüllung 
ihrer öffentlichen Aufgaben erforderli-
chen Sorgfalt erhoben und zusam-
mengestellt. Die fortschreitende Aus-
wertung und Überprüfung der vorhan-
denen Unterlagen sowie neue Er-
kenntnisse können zur Folge haben, 
dass es im Zeitverlauf zu abweichen-
den Informationsgrundlagen auch in 
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Bezug auf den hier geprüften Vorha-
bens- oder Planbereich kommt. Eine 
Gewähr für die Richtigkeit, Vollstän-
digkeit und Genauigkeit der Daten 
kann insoweit nicht übernommen wer-
den. Soweit Sie als berechtigte 
öffentliche Stelle Zugang zur Behör-
denversion des Fachinformationssys-
tems „Gefährdungspotenziale des Un-
tergrundes in NRW“ (FIS GDU) besit-
zen, haben Sie hierdurch die Möglich-
keit, den jeweils aktuellen Stand der 
hiesigen Erkenntnisse zur bergbauli-
chen Situation zu überprüfen. Details 
über die Zugangs- und Informations-
möglichkeiten dieses Auskunftssys-
tems finden Sie auf der Homepage der 
Bezirksregierung 
Arnsberg (www.bra.nrw.de) mithilfe 
des Suchbegriffs „Behördenversion 
GDU“. Dort wird auch die Möglichkeit 
erläutert, die Daten neben der Anwen-
dung ebenfalls als Web Map Service 
(WMS) zu nutzen. 
 

T3. Bezirksregierung 
Düsseldorf mit 
Schreiben vom 
25.10.2021 

Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 
und andere historische Unterlagen lie-
fern keine Hinweise auf das Vorhan-
densein von Kampfmitteln im bean-
tragten Bereich. Daher ist eine Über-
prüfung des beantragten Bereichs 
auf Kampfmittel nicht erforderlich. 

Ein entsprechender Hinweis wird in 
den Textteil des Bebauungsplanes auf-
genommen. 

Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 
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Eine Garantie auf Kampfmittelfreiheit 
kann gleichwohl nicht gewährt wer-
den. Sofern Kampfmittel gefunden 
werden, sind die Bauarbeiten sofort 
einzustellen und die zuständige 
Ordnungsbehörde oder eine Polizei-
dienststelle unverzüglich zu verständi-
gen. 
 
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen 
mechanischen Belastungen wie 
Rammarbeiten, Pfahlgründungen, 
Verbauarbeiten etc. empfehle ich eine 
Sicherheitsdetektion. Beachten Sie in 
diesem Fall auf unserer Internetseite 
das Merkblatt für Baugrundeingriffe. 
 

T4. Bezirksregierung 
Köln, Dezernat 33  
-Ländliche Entwick-
lung, Bodenord-
nung- 

Seitens der von mir zu vertretenden 
Belange der allgemeinen Landent-
wicklung und Landeskultur bestehen 
Bedenken in Hinblick auf die Einbezie-
hung der Wegefläche in die erweiterte 
Sonderfläche. 
 
Der Weg ist für die Erschließung aller 
hinterliegenden Flurstücke erforder-
lich. Der Weg muss durchgängig nutz-
bar bleiben. Eine Wendemöglichkeit 
gibt es nicht. 
 
Bei der Planung bitte ich dies zu be-
rücksichtigen. 

Die Wegeverbindung wird weiterhin für 
die Erschließung der hinteren Flurstü-
cke erhalten bleiben. Die Erweiterung 
des Sondergebietes erfolgt ausschließ-
lich für die Umsetzbarkeit einer Bebau-
ung, welcher der bestehenden Erschlie-
ßung nicht entgegensteht.  

Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 
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T5. Deutsche Flugsiche-
rung mit Schreiben 
vom 19.10.2021 

Das Plangebiet liegt ca. 3,3 km von 
unseren Flugsicherungsanlagen am 
Flughafen Köln/Bonn entfernt. Auf-
grund der Art und der Höhe der Bau-
vorhaben werden Belange der DFS 
Deutsche Flugsicherung GmbH be-
züglich §18a Luftverkehrsgesetz 
(LuftVG) nicht berührt. Es werden da-
her unsererseits weder Bedenken 
noch Anregungen vorgebracht. Eine 
weitere Beteiligung am Verfahren ist 
nicht notwendig. 
 
Von dieser Stellungnahme bleiben die 
Aufgaben der Länder gemäß § 31 
LuftVG unberührt. 
 
Wir haben das Bundesaufsichtsamt 
für Flugsicherung (BAF) von unserer 
Stellungnahme informiert. 
 

Kein Erfordernis Kenntnisnahme 

T6. Deutsche Telekom 
Technik AG 

Gegen die o. g. Planung haben wir 
keine Einwände. Neu- oder Mitverle-
gungen sind nicht geplant. Wir weisen 
jedoch auf Folgendes hin. Im Planbe-
reich befinden sich Versorgungsanla-
gen der Telekom. Bitte beachten Sie 
die beigefügte Kabelschutzanwei-
sung. 

Kein Erfordernis Kenntnisnahme 
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Bei der Ausführung Ihrer Maßnahme 
sind die vorhandenen Telekommuni-
kationslinien/-anlagen zu berücksichti-
gen. Das Tiefbauunternehmen hat 
(die Tiefbauunternehmen haben) die 
aktuellen 
Bestandslagepläne auf der Baustelle 
bereitzuhalten. 
 
Die aktuellen Bestandslagepläne sind 
aus dem Internet zu ziehen. In beson-
deren Einzelfällen können die Be-
standslagepläne von unserer Plan-
auskunft unter folgender Anschrift an-
gefordert werden: 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
Technik Niederlassung West, PTI 13, 
Planauskunft 
Saarstr. 12 - 14, 47058 Duisburg 
Telefon 0203 364-7770, Telefax 0391 
580157324. E-Mail: Planaus-
kunft.West@telekom.de 
 
Durch unterschiedliche Verlegetiefen 
und Änderungen im Verlauf der Lei-
tungen wird kein Mitverschulden der 
Telekom Deutschland GmbH nach § 
254 BGB begründet. 
Die genaue Lage der Telekommunika-
tionslinien/-anlagen sind durch Such-
gräben festzustellen. 

mailto:Planauskunft.West@telekom.de
mailto:Planauskunft.West@telekom.de
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T7.1 Flughafen Köln/ 
Bonn GmbH 

1. Lage des Plangebietes innerhalb 
der Hindernisbegrenzungsberei-
che des Flughafens Köln/Bonn 
 

1.1 Zum Schutz des Luftverkehrs wer-
den im Umfeld von Flughäfen Bau-
schutzbereiche nach §12 LuftVG 
festgelegt. Dieser Bauschutzbe-
reich wurde für den Flughafen 
Köln/Bonn auf Basis des noch im-
mer gültigen Ausbauplans vom 
08.12.1959 entsprechend §12 
LuftVG in der Fassung vom 10. Ja-
nuar 1959 festgelegt und am 
30.03.1961 durch den Regierungs-
präsidenten bekanntgemacht. Der 
Ausbauplan wie auch der bekannt-
gemachte Bauschutzbereich sind 
bis heute unverändert gültig. 
 

1.2 Der Bauschutzbereich nach §12 
LuftVG legt verschiedene Zonen 
bezogen auf den Flughafenbe-
zugspunkt oder die Start- und Lan-
debahnbezugspunkte fest. In die-
sen Zonen dürfen sowohl Bau-
werke als auch Anlagen welche die 
vorgegebenen Baubegrenzungs-

 
 
 
 
Kein Erfordernis 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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höhen überschreiten nur mit Zu-
stimmung der zuständigen Luft-
fahrtbehörde, in diesem Fall der 
Bezirksregierung Düsseldorf, er-
richtet werden. Zu den genannten 
Bauwerken und Anlagen zählen 
dauerhafte Hindernisse wie z.B. 
Gebäude, Licht- und Telegraphen-
masten oder Negativhindernisse 
durch Gruben, aber auch tempo-
räre Hindernisse wie Baukräne 
und Fahrzeuge. 
 

1.3 Das Plangebiet liegt außerhalb der 
Anflugsektoren der Bahnen jedoch 
innerhalb des 6-km-Radius um den 
Flughafenbezugspunkt nach §12 
Abs.3 Nr.1b LuftVG. Die zulässige 
Bauhöhe liegt im Planungsbereich 
bei rund 145 müNN. Bauwerke und 
Anlagen, permanente wie tempo-
räre, unterliegen ab Erreichen die-
ser Höhe einer luftrechtlichen Zu-
stimmungspflicht. 

 
1.4 Zusätzlich zum Bauschutzbereich 

nach §12 des LuftVG ist, für euro-
päische Flughäfen die Regulation 
(EU) No 139/2014 zuletzt ergänzt 
in 2020 anzuwenden. Diese legt, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Planung sieht eine Bauhöhe bis zu 
90 m ü.NN vor. Diese wird im Bebau-
ungsplan festgesetzt. Eine luftrechtli-
che Zustimmungspflicht oder weitere 
die maximale Bauhöhe betreffende Prü-
fungen im Zusammenhang mit Sicher-
heitsbewertungen werden daher nicht 
erforderlich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird nicht 
berücksichtigt. 
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ähnlich wie der §12 LuftVG Hinder-
nisbegrenzungsflächen (OLS-
Obstacle Limitation Surfaces) fest. 

 
1.5 Das Plangebiet liegt am äußeren 

Rand der Inner Horizontal Surface. 
Die zulässige Bauhöhe beträgt hier 
rund 120 m ü NN. Sollte durch das 
Planvorhaben diese Hindernisbe-
grenzungsfläche durchdrungen 
werden, ist eine behördlich zu ge-
nehmigende Sicherheitsbewer-
tung des Hindernisses vor Geneh-
migung des Bauwerkes durchzu-
führen. Zuständig sind hier das 
Verkehrsministerium NRW und die 
Bezirksregierung Düsseldorf. 

 
Die Flughafen Köln/Bonn GmbH 
regt daher an, einen Verweis auf 
diese Lage, die maximal zulässige 
Bauhöhe und das Erfordernis der 
Zustimmung der Luftfahrtbehörde 
bei Überschreiten der Bauhöhe in 
die Festsetzungen zum Bebau-
ungsplan aufzunehmen. 

 
 
1.6 Ergänzend zu der Aufnahme eines 

Verweises auf die Lage im Bau-
schutzbereich ist eine Beteiligung 

 
Da der Bebauungsplan für das Vorha-
ben eine maximale Gebäudehöhe von 
90 m ü NN festsetzt, wird ein Hinweis 
auf Überschreitung der nach § 12 
LuftVG zulässigen Bauhöhe von 145 m 
ü NN bzw. 120 m ü NN nach den Vor-
gaben der Horizontal Surface nicht er-
forderlich. 
 
Die Beteiligung der zuständigen Luft-
verkehrsbehörden erfolgt im weiteren 
Verfahren. 
 

 
Die Stellung-
nahme wird nicht 
berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 
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der zuständigen Luftverkehrsbe-
hörden, namentlich der Bezirksre-
gierung Düsseldorf und des Ver-
kehrsministeriums NRW im Rah-
men der Aufstellung dieses Bebau-
ungsplanes sowie des Flächennut-
zungsplanes als zwingend erfor-
derlich anzusehen. Sofern dies 
noch nicht stattgefunden hat regen 
wir dies hiermit an. 
 

T7.2  2. Lage in räumlicher Nähe des Flug-
hafens 

 
2.1 Aus Sicht der Flughafen Köln/Bonn 

GmbH ist es erforderlich, in den 
textlichen Festsetzungen explizit 
auf die Lage des Plangebietes in 
unmittelbarer räumlicher Nähe 
zum Flughafen und das mit ihr ein-
hergehende Maß an Fluglärm hin-
zuweisen. Zum wirksamen Schutz 
der zukünftigen Anwohner vor 
schädlichen Umwelteinflüssen ist 
zudem eine bindende Festsetzung 
gem. §9 Abs.1 Nr.24 BauGB zwin-
gend erforderlich. Im Sinne eines 
vorbeugenden Schallschutzes re-
gen wir an, eine rechtsverbindliche 
Festlegung zur Ausstattung von 
Schlafräumen mit Schallschutz 
und schallgedämmter Belüftung 

 
 
 
Da das Plangebiet sich nicht innerhalb 
der Nachtschutzzone des Flughafens 
Köln/ Bonn befindet, sind gemäß einer 
im Verfahren erarbeiteten schalltechni-
schen Untersuchung allgemein keine 
höheren Anforderungen an den bauli-
chen Schallschutz zu stellen.  
Aus der schalltechnischen Untersu-
chung geht die Empfehlung hervor, 
passive Schallschutzmaßnahmen so-
wie Grundrissorientierungen vorzuneh-
men. Dies wird im Bebauungsplan 
textlich festgesetzt. Die Einhaltung der 
Mindestanforderungen an den bauli-
chen Schallschutz der DIN 4109 wer-
den aus fachgutachterlicher Sicht als 
ausreichend angesehen. 

 
 
 
Die Stellung-
nahme wird nicht 
berücksichtigt. 
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aufzunehmen. Eine entspre-
chende Formulierung könnte bei-
spielsweise lauten: 
„Das Plangebiet liegt in unmittelba-
rer Nähe des Verkehrsflughafens 
Köln/Bonn Im Planbereich ist 
mit Fluglärmimmissionen am Tag 
und auch in der Nacht zu rechnen. 
Nachts sind Pegel bis zu 50dB(A) 
LAeq,Nacht , zu erwarten. Im 
Sinne eines vorbeugenden Schall-
schutzes sind in den entsprechen-
den Räumen Schallschutz und 
schallgedämmte Belüftung nach 
den Maßgaben der 2. Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes 
zum Schutz gegen Fluglärm – 
2.FlugLSV mit einem Mindestbau-
schalldämmmaß von R´wRes = 35 
dB(A) vorzusehen.“ 
 
 

Der Nachweis zum Schallschutz wird im 
Genehmigungsverfahren durch Ge-
setzgebung gefordert und muss vor 
Baubeginn der Bauaufsicht vorgelegt 
werden.  
 

T7.3  3. Vermeidung zukünftiger Nutzungs-
konflikte 

 
3.1 Die Planung sieht eine Erweite-

rung des ansässigen Alten- und 
Pflegeheimes am Standort vor. 
Solche Bauten sind als schutzbe-
dürftige Einrichtungen einzustufen. 
Für sie gilt im Bereich der Flug-
lärmschutzzonen das Bauverbot 

 
 
 
Siehe auch Punkt 2.1 
Da der Änderungsbereich des Bebau-
ungsplanes nicht innerhalb des Lärm-
schutzbereiches des Flughafens Köln/ 
Bonn liegt, besteht keine Notwendigkeit 
die Regelung gemäß § 5 Abs. 1 Flug-
LärmG anzuwenden. 

 
 
 
Die Stellung-
nahme wird nicht 
berücksichtigt. 
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nach § 5 Abs. 1 FluLärmG. Unter 
Berücksichtigung der Lage des 
Plangebietes in unmittelbarer 
Nähe zum Flughafen, regen wir an, 
die in § 5 Abs. 1 FlulärmG aufge-
führten Vorhaben in dem gesam-
ten Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans durch Festsetzungen 
nach § 1 Abs. 5 und Abs. 9 
BauNVO zur Vermeidung von Nut-
zungskonflikten ausdrücklich aus-
zuschließen und von einer Erwei-
terung des Alten- und Pflegeheims 
an diesem Standort abzusehen. 
 
Sollte von einer Nutzung der Flä-
che als Alten- und Seniorenheim 
nicht abgesehen werden, regen wir 
umso mehr die Aufnahme von bin-
denden Festsetzungen gem. §9 
Abs.1 Nr. 24 BauGB zum wirksa-
men Schutz der zukünftigen An-
wohner vor schädlichen Umwelt-
einflüssen an. 

 

T7.4  Wir bitten, unsere Anregungen im wei-
teren Planungsverfahren zu berück-
sichtigen und uns über die weiteren 
Verfahrensschritte, insbesondere über 
die Öffentlichkeits- und Trägerbeteili-
gung nach den §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 
BauGB, zu informieren. 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
der Planunterlagen gem. § 3 Abs. 2 i. V. 
m. § 4 Abs. 2 BauGB wird die Flughafen 
Köln/ Bonn GmbH erneut beteiligt.  
 

Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 
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T8.1 Geologischer Dienst 
NRW mit Schreiben 
vom 15.10.2021 

Erdbebengefährdung 
Es wird auf die Bewertung der Erdbe-
bengefährdung hingewiesen, die bei 
Planung und Bemessung üblicher 
Hochbauten gemäß den Technischen 
Baubestimmungen des Landes NRW 
mit DIN 4149:2005-04 „Bauten in 
deutschen Erdbebengebieten“ zu be-
rücksichtigen ist. 
 
Die Erdbebengefährdung wird in DIN 
4149:2005 durch die Zuordnung zu 
Erdbebenzonen und geologischen 
Untergrundklassen eingestuft, die an-
hand der Karte der Erdbebenzonen 
und geologischen Untergrundklassen 
der Bundesrepublik Deutschland 1 : 
350 000, Bundesland Nordrhein-
Westfalen (Geologischer Dienst NRW 
2006) bestimmt werden. In den Tech-
nischen Baubestimmungen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen wird auf die 
Verwendung dieser Kartengrundlage 
explizit hingewiesen. 
 
Das hier relevante Planungsgebiet ist 
folgender Erdbebenzone / geologi-
scher Untergrundklasse zuzuordnen: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den 
Textteil des Bebauungsplanes aufge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 
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• Stadt Lohmar, Gemarkung Scheider-
höhe: 0 / R 
Bemerkung: DIN 4149:2005 wurde 
durch den Regelsetzer zurückgezo-
gen und durch die Teile 1, 1/NA und 5 
des Eurocode 8 (DIN EN 1998) er-
setzt. Dieses Regelwerk ist jedoch bis-
lang bauaufsichtlich nicht eingeführt. 
Anwendungsteile, die nicht durch DIN 
4149 abgedeckt 
werden, sind als Stand der Technik zu 
berücksichtigen. Dies betrifft hier ins-
besondere DIN EN 1998, Teil 5 „Grün-
dungen, Stützbauwerke und geotech-
nische Aspekte“. 
 
Innerhalb der Erdbebenzone 0 müs-
sen gemäß DIN 4149 für übliche 
Hochbauten keine besonderen Maß-
nahmen hinsichtlich potenzieller Erd-
bebenwirkungen ergriffen werden. Es 
wird jedoch dringend empfohlen, im 
Sinne der Schutzziele der DIN 4149 
für Bauwerke der Bedeutungskatego-
rien III und IV entsprechend den Re-
gelungen nach Erdbebenzone 1 zu 
verfahren. 
 
Dies gilt insbesondere z. B. für große 
Wohnanlagen etc. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das geplante II-geschossige Senioren-
heim ist nach DIN 4149 als Pflegeein-
richtung der Bedeutungskategorie IV 
zuzuordnen. Die Empfehlung zur An-
wendung von Maßnahmen entspre-
chend der Erdbebenzone 1 wird als 
Hinweis in den Bebauungsplan aufge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 
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T8.2  Schutzgut Boden 
Hinweis zur Verwendung von Mutter-
boden: 
Nach § 202 BauGB in Verbindung mit 
DIN 18915 ist bei Errichtung oder Än-
derung von baulichen Anlagen der 
Oberboden (Mutterboden) in nutzba-
rem Zustand zu erhalten und vor Ver-
nichtung zu schützen. Er ist vordring-
lich im Plangebiet zu sichern, zur Wie-
derverwendung zu lagern und später 
wieder einzubauen. 
 

In der Planzeichnung zum Bebauungs-
plan wird der Hinweis aufgenommen, 
dass der Mutterboden bei Errichtung 
und Änderung von baulichen Anlagen in 
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 
Vernichtung zu sichern ist. 
 

Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 

T9. Landesbetrieb Wald 
und Holz Nordrhein-
Westfalen mit 
Schreiben vom 
29.10.2021 

Von der Änderung des Flächennut-
zungsplanes sind auf dem Flurstück 
240, Flur 13 in der Gemarkung Schei-
derhöhe mit etwa 500 m² de facto 
Waldflächen i.S. der Forstgesetze be-
troffen. Dies ist eindeutig nachvoll-
ziehbar in der Gemengelage mit den 
angrenzenden Waldflächen im Flur-
stück 258, 156 und 17. Eine anderwei-
tige Klassifizierung im Rahmen von in 
der Vergangenheit durchgeführten 
Beteiligungsverfahren kann ich in mei-
nen Akten nicht nachvollziehen. 
 
Daher erhebe ich Bedenken gegen die 
geplante Änderung. Meine Bedenken 
können ausgeräumt werden, wenn 
sich in den aktuellen Planzeichen die 

In der Überarbeitung für die Beteiligung 
gemäß § 3.2 und § 4.2 BauGB wurde 
der Geltungsbereich des Bebauungs-
planes verkleinert. In der Gemarkung 
Scheiderhöhe, Flur 13 sind nun ledig-
lich die Flurstücke 258 und 284 betrof-
fen, somit werden nur noch die Flächen 
beansprucht, welche für den Neubau 
sowie damit verbundene Erschlie-
ßungswege benötigt werden. 
Das Flurstück 17 ist nicht Bestandteil 
des aktuellen Bebauungsplanverfah-
rens. Jedoch wird im Zuge der FNP-Än-
derung die Darstellung in „Wald“ geän-
dert, die Zweckbestimmung „Spielplatz“ 
in der derzeitig festgesetzten Grünflä-
che wird nicht weiter vorgesehen. 

Die Stellung-
nahme wird teil-
weise berücksich-
tigt. 
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Kenntlichmachung als „Wald“ wieder-
findet. 
 

Für die übrigen Waldflächen (z. B. Flur-
stück 240, Flur 13) wird die Darstellung 
als „Wald“ im FNP umgesetzt. 
 

T10. Landwirtschafts-
kammer Nordrhein-
Westfalen mit 
Schreiben vom 
26.10.2021 

Gegen die 35. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes und der 3. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 77 der 
Stadt Lohmar bestehen seitens der 
Landwirtschaftskammer Nordrhein-
Westfalen, Kreisstelle Rhein-Sieg-
Kreis, keine grundsätzlichen Beden-
ken. 
 
Wir gehen davon aus, dass aufgrund 
der o.g. Planungen keine landwirt-
schaftlichen Nutzflächen für Aus-
gleichs- und Kompensationsmaßnah-
men in Anspruch genommen werden. 
Ansonsten behalten wir uns eine wei-
tere Stellungnahme vor.  
 

Kein Erfordernis Kenntnisnahme 

T11. Rhein-Sieg-Kreis, 
Amt für Bevölke-
rungsschutz – 
Brandschutzdienst-
stelle- mit Schreiben 
vom 06.10.2021 

Zu dem v.g. Bauvorhaben wird in 
brandschutztechnischer Hinsicht wie 
folgt Stellung genommen: 
 
Vorbeugender Brandschutz 
1) Gemäß § 14 Satz 2 BauO NRW 
muss zur Brandbekämpfung eine aus-
reichende Löschwasserversorgung 
zur Verfügung stehen. 
 

 
 
 
 
Eine ausreichende Löschwassermenge 
von 1.600 Liter/Min. ist im Baugenehmi-
gungsverfahren nachzuweisen.  
Laut Informationen der Stadtwerke 
Lohmar ist der derzeitig vor dem Objekt 
vorhandene Hydrant nach einer Lösch-

 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 
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Im vorliegenden Fall wird als Grund-
schutz bei einer Geschossflächenzahl 
(GFZ) von 0,8, gemäß dem Arbeits-
blatt W405, eine Löschwassermenge 
von 1.600 Liter/Min. über einen Zeit-
raum von 2 Stunden (96 m3/h) für er-
forderlich gehalten. 
 
Die gesamte Löschwassermenge ist 
in einem Radius von 300 m um das 
Gebäude herum sicherzustellen. In ei-
nem Abstand von max. 100 m ist eine 
Entnahmestelle für die Feuerwehr vor-
zusehen. 
 

wasserberechnung klassifiziert mit ei-
ner Menge größer als 24 m³/h aber klei-
ner als 48 m³/h. Die restliche Menge an 
erforderlichem Löschwasser muss aus 
der „Sülz“ durch die Feuerwehr entnom-
men werden. Zur Querung der Land-
straße 288 steht in diesem Bereich eine 
Unterführung zur Verfügung. 
 

T12.1 Rhein-Sieg-Kreis, 
Referat Wirtschafts-
förderung und Stra-
tegische Kreisent-
wicklung -Fachbe-
reich 01.3- mit 
Schreiben vom 
02.11.2021 

Schmutz-/Niederschlagswasserbesei-
tigung 
Die Unterlagen enthalten keine Infor-
mation über die geplante Entwässe-
rung von Schmutz- und Nieder-
schlagswasser, daher kann hierzu 
keine Stellung genommen werden. Im 
weiteren Verfahren ist ein Entwässe-
rungskonzept vorzulegen. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass das Nieder-
schlagswasser versickert oder ortsnah 
ohne Vermischung mit Schmutzwas-
ser in ein Gewässer eingeleitet wer-
den kann, sofern es ohne Beeinträch-
tigungen des Wohles der Allgemein-
heit möglich ist. Bei einer geplanten 

 
 
Die Entwässerung erfolgt im Trennsys-
tem. Dabei wird das Schmutzwasser 
über eine Druckleitung der Kläranlage 
zugeführt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 
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Versickerung des Niederschlagswas-
sers ist im weiteren Verfahren mit ei-
nem Bodengutachten die Versicke-
rungsfähigkeit des Bodens nachzu-
weisen. 
 
Für das Einleiten von Niederschlags-
wasser in das Grundwasser oder ein 
Oberflächengewässer ist im Rahmen 
des Baugenehmigungsverfahren eine 
wasserrechtliche Erlaubnis erforder-
lich. 
 

 
 
 
 
 
Es wurde durch das Geotechnische 
Büro Dr. Leischner GmbH ein Hydroge-
ologisches Gutachten zur Beseitigung 
von Niederschlagswasser für das Bau-
vorhaben „Erweiterung Seniorenheim 
Meigermühle GmbH“ erstellt. Stand 
08.03.2022).  
Für den schwach schluffigen bis schluf-
figen Sand wurden Durchlässigkeiten 
zwischen von kf = 1,60 · 10-5 und 2,12 
·10-5 m/s festgestellt. Damit ist die 
Durchlässigkeit des gering schluffigen 
bis schluffigen Sandbodens für die Er-
richtung einer Versickerungsanlage 
ausreichend gut. 
Unsicherheiten bestehen hinsichtlich 
einer ausreichenden Mächtigkeit und 
lateralen Ausdehnung der Sandschich-
ten, da diese innerhalb der dominieren-
den Schluff und Lößhorizonte vermut-
lich in Linsen vorliegen, die zu den Sei-
ten mehr oder weniger schnell auskei-
len können. 
Der sickerfähige Sand wurde in der 
Bohrung KRB 101 ab einer Tiefe von 
etwa 1,60 m unter Geländeoberkante 

 
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 
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(GOK) angetroffen. Der darüber anste-
hende Schluffboden ist signifikant weni-
ger gut durchlässig. Allerdings kann der 
oberhalb des gering schluffigen bis 
schluffigen Sandes liegende Bereich 
als Stauraum herangezogen werden. 
Bei Ausführung einer Rigolenversicke-
rung wird gutachterlich empfohlen, ei-
nen Überlauf in den Katzbach vorzuse-
hen, um das Wasser bei Regenereig-
nissen mit Jährlichkeiten > 5-Jahren 
schadlos ableiten zu können. 
Aus wirtschaftlichen Gründen wird je-
doch eine Einleitung in den Katzbach 
vorgesehen. Sofern diese Einleitung 
gedrosselt erfolgen muss, kann eine Ri-
gole als Retentionsraum eingeplant 
werden. In diesem Fall wird für das 
Baugenehmigungsverfahren eine was-
serrechtliche Erlaubnis beantragt. 
 

T12.2  Anpassung an den Klimawandel 
(Starkregen) 
Starkregenereignisse können unab-
hängig von Fließgewässern an jedem 
Ort zu lokaler Überflutung führen. 
Durch die Topographie besteht bei ei-
nem Starkregenereignis die Möglich-
keit, dass es zu Fremdwasserzufluss 
aus den oberhalb (östlich) liegenden 
Waldflächen kommt. Dies sollte bei 

 
 
Die Auswirkungen von Starkregener-
eignissen werden im Entwässerungs-
konzept für das Genehmigungsverfah-
ren berücksichtigt.  
 

 
 
Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 
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der Planung im weiteren Verfahrens-
ablauf berücksichtigt werden. 
Infolge des Klimawandels ist zu erwar-
ten, dass Starkregenereignisse wie je-
nes vom Juli 2021 deutlich zunehmen 
werden. Das Amt für Umwelt und Na-
turschutz unterstützt daher ihre An-
strengung zur Erstellung einer Stark-
regengefahrenkarte für das 
Gemeindegebiet. 
 

T12.3  Natur-, Landschafts- und Artenschutz 
Wie in der Begründung dargelegt, ist 
im weiteren Verfahren die Erstellung 
einer Artenschutzprüfung sowie eines 
Umweltberichts erforderlich. 
 
Hinweis: 
Anders als in der Begründung be-
schrieben liegt der Änderungsbereich 
außerhalb des Geltungsbereichs des 
Landschaftsplans 10 „Naafbachtal“. 
. 

 
 
 
 
 
 
 
Die Angaben werden in der Begrün-
dung korrigiert. 

 
 
 
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt 

T12.4  Klimaschutz 
Den Erfordernissen des Klimaschut-
zes soll gem. § 1 a Abs. 5 BauGB so-
wohl durch Maßnahmen, die dem Kli-
mawandel entgegenwirken, als auch 
durch solche, die der Anpassung an 
dem Klimawandel dienen, Rechnung 
getragen werden. 
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Dachbegrünung: 
Bei der Festlegung der Dachform 
sollte die Möglichkeit zur Begrünung 
eines Flachdaches/flach geneigten 
Daches berücksichtigt werden. Bei 
entsprechender Substratstärke leistet 
ein Gründach einen maßgeblichen 
Beitrag zu Rückhaltung und Abfluss-
verzögerung von Starkniederschlä-
gen. 
 
Erneuerbare Energien: 
Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB soll bei 
der Aufstellung der Bauleitpläne die 
Nutzung erneuerbarer Energien sowie 
die sparsame und effiziente Nutzung 
von Energie berücksichtigt werden. 
 
Bisher enthalten die Unterlagen keine 
Hinweise zu Erneuerbaren Energien. 
 
Nach Auskunft des Solardachkatas-
ters des Rhein-Sieg-Kreises besitzt 
das entsprechende Plangebiet ein so-
larenergetisches Flächenpotential bei 
Solarthermie von 3901 bis 4020 
kWh/m²/a und bei Photovoltaik von 
970-1006 kWh/m²/a. 
 
Daher wird angeregt, den Einsatz er-
neuerbarer Energien zur dezentralen 

Dachbegrünung auf Flachdächern wird 
im Bebauungsplan per textliche Fest-
setzung vorgesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die anerkannten Regeln der Technik, 
nach denen bei einer Neuerrichtung 
von Gebäuden die Energieeffizienz und 
die Nutzung erneuerbarer Energien be-
urteilt werden, entwickeln sich ständig 
weiter. Bereits nach dem heute anzu-
wendenden Gebäudeenergiegesetz 
(GEG) ist es in vielen Fällen erforder-
lich, Teile des Energiebedarfs durch er-
neuerbare Energien abzudecken. 
 
Diese Entwicklung wird sich mit der 
Fortschreibung des Regelwerks noch 
verstärken. Es ist daher nicht erforder-
lich, zusätzlich zu den ohnehin anzu-
wendenden Regeln der Technik Fest-
setzungen im Bebauungsplan zu tref-
fen. Diese wären im Gegensatz zu den 

Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird teil-
weise berücksich-
tigt. 
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Erzeugung von Wärme und Strom im 
Baugebiet zu prüfen. 
 
Für die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien sollten insbesondere Photovolta-
ikanlagen bzw. Solaranlagen und 
Wärmepumpen zur energetischen 
Versorgung in die Prüfung mit einbe-
zogen werden. 
 
Eine detaillierte Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung einer konkreten Anlage 
kann mit Hilfe der Plattform Gründach- 
und Solarkataster auf der Homepage 
www.energieundklimarsk. 
de vorgenommen werden. 
 

a. R. d. T. „statisch“ und damit voraus-
sichtlich schon nach wenigen Jahren 
überholt. 
 
 

T12.5  Straßenverkehrsamt 
Im Rahmen der fachlichen Zuständig-
keit bestehen gegen die FNP-Ände-
rung und gegen die Änderung des Be-
bauungsplanes grundsätzlich keine 
Bedenken. 
 
Allerdings ist es aus Sicht des Stra-
ßenverkehrsamtes zwingend erforder-
lich, die Stellplatzthematik näher zu 
betrachten: 
 
Im Bestand sind heute schon zahlrei-
che öffentliche Stellplätze zum Parken 
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für die angrenzenden Gastronomiebe-
triebe (Erlebnisbrauerei und Gast-
stätte) sowie für die Minigolfanlage be-
reits vorhanden. 
 
Der Bebauungsplan sieht vor, einen 
Neubau zu errichten, in dem ambu-
lante Pflege sowie Tagespflege ange-
boten werden. Bei dieser Nutzung 
werden nicht nur Stellplätze für Mitar-
beiter, sondern auch für Fahrzeuge 
des ambulanten Dienstes als auch 
Parkmöglichkeiten für Angehörige, die 
ihre Familienmitglieder in die Tages-
pflege bringen und wieder abholen 
und in diesem Zusammenhang, wenn 
auch kurzzeitig, parken müssen, erfor-
derlich. Auch sind Personalwohnun-
gen vorgesehen, für diese 
sind ebenfalls Stellplätze erforderlich. 
 
Der Bebauungsplan-Entwurf sieht 
zwar Anlegung von sechs öffentlichen 
Stellplätzen auf der westlichen Seites 
des Neubaus, diese Anzahl scheint je-
doch viel zu gering für die oben ge-
nannten Zielgruppen (Beschäftigen, 
Besucher, Stellplätze für 
Dienstfahrzeuge) zu sein. 
 

 
 
 
 
Bei der Planung wurde die derzeit gel-
tende Stellplatzsatzung der Stadt 
Lohmar berücksichtigt. Ein Stellplatz-
nachweis erfolgt im Baugenehmigungs-
verfahren. 
 

 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 
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Es ist zwar nicht auszuschließen, dass 
es zu einer zeitlichen Nutzungsüberla-
gerung kommen kann (Stellplätze der 
Erlebnisgastronomie/ Pflegeeinrich-
tung), jedoch muss dies separat ge-
prüft und bei Bedarf entsprechend er-
läutert und begründet werden. 
 
Ansonsten sind nach hiesiger Ein-
schätzung weitere Stellplätze für die 
Pflegeeinrichtung 
erforderlich. 
 

T13. rhein-sieg-netz mit 
Schreiben vom 
06.10.2021 

Gegen die Änderung des o.g. Bebau-
ungsplanes und Flächennutzungspla-
nes bestehen unserseits keine Beden-
ken. 
 

Kein Erfordernis Kenntnisnahme 

T14.1 Rheinisch-Bergi-
scher-Kreis mit 
Schreiben vom 
02.11.2021 

Die Stellungnahmen aus Sicht der Un-
teren Naturschutzbehörde: 
 
Amt 67 (Natur- und Landschafts-
schutz): 
 
Betroffene Belange, Hinweise, Anre-
gungen: 
Die Belange der Unteren Naturschutz-
behörde des Rheinisch-Bergischen 
Kreises bleiben von der 35. 
Änderung des Flächennutzungsplans 
„Meigermühle“ der Stadt Lohmar weit-
gehend unberührt. 

 
 
 
 
 
 
Kein Erfordernis 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Insofern werden Anregungen oder Be-
denken nicht vorgebracht. 
 
Hinweise: 
Im weiteren Verfahren ist die Unbe-
rührtheit des FFH- und Vogelschutz-
gebietes Wahner Heide nachzuwei-
sen. 
 
In Ziffer 3.2 der Begründung sollte auf 
die aktuellen Rechtsgrundlagen ver-
wiesen werden (Landesnaturschutz-
gesetz NRW sowie § 42 LNatSchG). 
 
Amt 39 (Artenschutz): 
Auswirkungen auf relevante Arten im 
Rheinisch-Bergischen Kreis werden 
nicht erwartet. 
 
Gegen das o.g. Vorhaben bestehen 
aus hiesiger Sicht daher keine Beden-
ken. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Angaben werden ergänzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 
 

T14.2  Die Stellungnahme aus Sicht der Un-
teren Umweltschutzbehörde: 
Da in vorliegender TÖB-Angelegen-
heit die Belange des Amtes 66 nicht 
betroffen sind, ergeht keine 
Stellungnahme des Amtes 66. 
 

Kein Erfordernis Kenntnisnahme 
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T14.3  Die Stellungnahme aus Sicht der 
Kreisstraßen (Bau/Unterhaltung) und 
Verkehr: 
Aus verkehrsrechtlicher Sicht beste-
hen in Abstimmung mit der Kreispoli-
zeibehörde keine Bedenken. 
 

Kein Erfordernis Kenntnisnahme 

T15. Rheinische NETZ-
Gesellschaft mbH 
mit Schreiben vom 
02.11.2021 

Seit 2016 fungiert die Rheinische 
NETZGesellschaft mbH als Netzbe-
treiberin der Netze der Gewerke 
Strom und Gas, welche im Eigentum 
der Lohmar Netzeigentumsgesell-
schaft (LoNEG) stehen. Mit der opera-
tiven Betriebsführung der Netze ha-
ben wir die RheinEnergie AG beauf-
tragt. In Abstimmung mit Letzterer 
nehmen wir zu dem oben genannten 
Planverfahren wie folgt Stellung: 
 
Gegen die 3. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 77 „Meigermühle“ be-
stehen keine Bedenken. Selbiges gilt 
für die 35. Änderung des Flächennut-
zungsplans. 
Der für ambulante Pflege / Tages-
pflege vorgesehene Neubau kann 
über die bereits vorhandenen Versor-
gungsnetze versorgt werden. Für 
diesbezügliche Abstimmungen oder 
Anfragen stehen die bekannten Stel-
len bei der RheinEnergie gerne zur 
Verfügung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Erfordernis 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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T16. RSAG mit Schrei-
ben vom 06.10.2021 

Von Seiten der RSAG AöR werden zu 
dem Bebauungsplan, sowie zur Ände-
rung des Flächennutzungsplanes in 
der vorgesehenen Lage grundsätzlich 
keine Bedenken erhoben, wenn bei 
den späteren Erschließungen und Be-
bauungen die Sicherheitstechnischen 
Anforderungen an Straßen und Fahr-
wege für die Sammlung von Abfällen 
der DGUV Information 214-033 (vor-
her BGI 5104) und RASt 06. 
 

Die genannten Regelwerke werden bei 
der Erschließungsplanung berücksich-
tigt. Der Nachweis erfolgt im Baugeneh-
migungsverfahren. 

Die Stellung-
nahme wird be-
rücksichtigt. 

T17. Vodafone NRW 
GmbH mit Schrei-
ben vom 02.11.2021 

Gegen die o. a. Planung haben wir 
keine Einwände. 

Kein Erfordernis Kenntnisnahme 


